Unterlagen Windenergie


Genehmigungsverfahren Windenergieanlagen (WEA) 
digitale Bearbeitung (ab ??? hoffentlich bald)

	Landkreis Rotenburg (Wümme)


Rechtslage

Eine Genehmigung nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) ist für WEAs ab einer Gesamthöhe ab 50 m erforderlich; die für niedrigere Anlagen erforderliche Baugenehmigung ist in dieser BImSchG-Genehmigung inkludiert. 

Das BImSchG unterscheidet dabei in vereinfachte und förmliche Genehmigungsverfahren. Ein förmliches BImSchG-Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung wird durchgeführt
· bei 20 oder mehr Anlagen 
· bei Erforderlichkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (z.B. als Ergebnis der Vorprüfung, der Erforderlichkeit der Kumulierung mit benachbarten WEAs oder der freiwilligen Beantragung)
· auf Antrag

Nach dem UVPG (Achtung: da gibt es inzwischen Abweichungen wie § 6 WindBG) sind folgende Schwellenwerte zu beachten:
	Anzahl WEA
	Prüfung

	3-5
	standortbezogene Vorprüfung

	6-19
	allgemeine Vorprüfung

	ab 20 
	Umweltverträglichkeitsprüfung


Eine wesentliche Prüfung ist dabei, ob weitere Anlagen zu kumulieren sind.

Das Land Niedersachsen hat außerdem „Hinweise für die Genehmigung von Windenergieanlagen an Land in Niedersachsen“ (früher Windenergieerlass) herausgegeben, die Beachtung finden sollten, sofern sie noch der aktuellen Rechtslage/Rechtsprechung entsprechen.

Erster Planungsschritt: Nummerierung der Anlagen

[image: ]Alle Anlagen müssen in allen Bauvorlagen und Gutachten identische fortlaufende Bezeichnungen tragen – ggfls. mit Unterscheidungen in alte/vorhandene (z.B. „A“ oder „V“) und neu geplante („N“) Anlagen, z.B. „WEA A01“, „WEA N02“. Eine der ersten Schritte bei der Erstellung der Bauvorlagen sollte daher die Vergabe dieser Bezeichnungen sein, damit insbesondere Gutachter ihre Unterlagen nicht vollständig überarbeiten müssen. Dabei bestehen keine Bedenken, bei der Nummerierung von alten Anlagen (also nicht, wenn man eine weitere Anlage zu einem gerade genehmigten Park beantragt) die Nr. der WEA im Geo-Portal des Landkreises zu verwenden. 

Antragskonferenz/Scoping/Vorbesprechungen

Ein Scoping im förmlichen Sinne des § 2 der 9. BImSchV ist nicht zwingend erforderlich, dies gilt insbesondere, wenn es sich um einen Standort handelt, der in den letzten Jahren ohnehin im Rahmen der Neuaufstellung eines RROP eine mehrfache Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung mit Umweltbericht durchlaufen hat.

Statt des großen Teilnehmerkreises eines formaljuristischen Scopings mit Planern, Gutachtern und sonstigen Sachverständigen auf Antragstellerseite und Vertretern diverser Fachdienststellen auf Behördenseite (zu der einerseits z.B. Bundesbehörden in aller Regel nicht erscheinen und bei denen in der mehrstündigen Besprechung 75% der Anwesenden am gerade aktuellen Thema nicht interessiert sind und auf ihre Themen warten statt Anträge für Windparks zu bearbeiten) empfiehlt sich i.d.R. der direkte Kontakt zwischen den zuständigen Personen (sei es per Mail, persönlich oder in kleiner und dann auch viel intensiverer Besprechungsrunde) – der ist in einigen Bereichen (z.B. Naturschutz) auch unabdingbar.

Zur Zuständigkeit wird auf die beigefügte, speziell auf Windenergie und Bauort filterbare Tabelle der zuständigen Personen verwiesen (Änderungen jederzeit möglich).

Bei Vorbesprechungen ist die vorherige Übersendung per Mail zumindest eines Lageplans mit einem groben Anriss der Fragen sinnvoll.



Erforderliche Antragsunterlagen/ELIA

[image: ]Die Tabelle „02 Antragsunterlagen“ soll einen Überblick über die für einen BImSchG-Antrag erforderlichen Unterlagen vermitteln. Aufstellung und Nummerierung basieren dabei auf dem niedersächsischem Antragstellungsprogramm ELIA (siehe QR-Code). ELIA ist allerdings trotz einer inzwischen erfolgten Anpassung auf Wind eher auf „normale“ Gewerbebetriebe zugeschnitten, so dass einige Punkte überflüssig sind und daher eher verwirren; andere wichtige Unterlagen dagegen fehlen. Die Tabelle ist daher speziell für WEA-Anträge erstellt (also auch nicht auf BImSchG-Ställe oder Biogasanlagen anwendbar) und berücksichtigt z.B. bei den Lageplänen die Ausmaße eines Windparks, aber auch die Nichterforderlichkeit von Unterlagen (wie Sicherheitsdatenblättern).

Falls der Antrag mit ELIA erstellt wird, bitte im Inhaltsverzeichnis und im Kapitelvorblatt jeweils „nicht erforderlich“ angeben und den Ausdruck des separaten Vorblatts der Unterziffer nicht ausdrucken/vorlegen (es reicht, wenn im Inhaltsverzeichnis steht „nicht erforderlich“ oder das Kapitel im Inhaltsverzeichnis ganz fehlt). Daher sind auch die nicht erforderlichen Unterlagen in der Tabelle noch aufgeführt (mit einem rot schattierten „N“ in der vorletzten Spalte).

Die Tabelle ist so formatiert, dass bei Markierung nur des Inhaltsverzeichnisses (Spalte A-E) der Ausdruck hochkant und bei Markierung mit den Anmerkungen der Ausdruck im Querformat möglich ist. Sie können sich die Tabelle aber natürlich auch um weitere Spalten ergänzen (z.B. mit internen Bearbeitungshinweisen, Zuständigkeiten etc.). Das Inhaltsverzeichnis wird von uns dann auch für die Vollständigkeitsprüfung verwendet.

Die auch auf der Homepage eingestellte Tabelle hat zudem den Vorteil, dass sie sehr viel schneller an Änderungen von Vorschriften und Wünsche von (Bundes-)Behörden angepasst werden kann als ELIA.

Allgemeines zu Antragsunterlagen

· Statt die Unterlagen über das für Bauanträge vorgesehene Verfahren hochzuladen (das ist bei BImSchG-Anträgen für Windparks in Anbetracht der Vielzahl und Größe der Dateien für beide Seiten eher umständlich bis unmöglich), wird um Übersendung/Übergabe eines Datenträgers incl. eines signierten oder ausgedruckten und unterschriebenen Antrags gebeten.
· Dateinamen sollten den Inhalt verständlich wiedergeben – also nicht irgendwelche kryptischen Abkürzungen, sondern klare Ansage, die auch unbeteiligte Dritte verstehen. 
· Auch wenn wir uns in Englisch verständlich machen können, ist die Amtssprache insbesondere wg. der Fachbegriffe Deutsch – das gilt auch für die Benennung von Dateien.
· Sofern Abschnitte eines mit ELIA erstellten Kapitels (bestes Beispiel: Kapitel 8, 10 oder 11) auf eine Seite passen, bestehen keine Bedenken, das auch nur auf eine Seite zu schreiben. Dann bitte das Inhaltsverzeichnis entsprechend händisch korrigieren. Z.B. im Kapitel 11 statt der Unterpunkte 11.2 bis 11.8 einfach nur den Unterpunkt 11.2 mit der korrigierten Beschreibung (Themen also bündeln) und den Rest löschen.
· Sofern in einem Abschnitt mehrere Unterlagen vorhanden sind, sind diese separat anzugeben (weitere Unterziffer oder Spiegelpunkt).
· Sofern Unterlagen zu verschiedenen Kapiteln gehören, bitte (auch zur Vermeidung von Widersprüchen bei späterem Austausch der Unterlage nur in einem Kapitel) identische Unterlagen nicht mehrfach einfügen, sondern mit Verweisen im Inhaltsverzeichnis arbeiten.
· Alle Gutachten, Bauvorlagen, Nachweise etc. sind vom Ersteller im Original zu unterschreiben/signieren.
· Einige Gutachter arbeiten mit standardisierten Vorblättern und Anlagen und nummerieren ein einziges Gutachten erst mit römisch I-V, dann mit 1-48, dann mit A-E und zum Abschluss dann wieder mit VI-XI durch (klingt komisch, aber alles schon nicht nur 1x gehabt). Dann entweder 
· im Gutachten bei der Seitenzahl fortlaufend nummerieren (Seitenzahl formatieren – beginnen bei) 
· im Inhaltsverzeichnis selber die Seitenzahl wie folgt angeben: „V+48+A-E+XI = 69“.
· oder im Gutachten selber die Vorblätter/Anlagen detailliert angeben (und im Inhaltsverzeichnis „48+Anhang“)
· Beim späteren Austausch einzelner Seiten von Gutachten bitte folgendes beachten:
· Sofern mal ein Thema komplett vergessen wurde (z.B. bei Avifauna eine zu untersuchende Vogelart) ist es i.d.R. besser, dieses als Anlage zum Gutachten zu gestalten als das an die passenden Stellen ins Gutachten einzuarbeiten -  natürlich müssen Einleitung und Zusammenfassung aber passen.
· Änderungsdatum auf der geänderten Seite (Kopf- oder Fußzeile)
· geänderter Text farblich abgesetzt – ggfls. Fußnote zur Erklärung
· Seitenanschlüsse nach vorne und hinten beachten (also nicht einfach was löschen und dann passt das nicht zur benachbarten, nicht auszutauschenden Seite – ggfls. andere Schriftgröße wählen).
· Wg. der in Gutachten oft enthaltenen Verweise auf Seitenzahlen (auch in anderen Gutachten!!) ist es i.d.R. günstiger, nicht komplett neu durchzunummerieren, sondern neue Seiten mit dem Zusatz a,b,… zu versehen. Alternativ der Verweis nicht auf Seiten, sondern auf Kapitel. Oder gleich mit Querverweisen und Links arbeiten.
· Unterschrift auf jeder geänderten Seite oder alternativ dazu: „Versionsübersicht“ mit Inhalt und Datum der Änderung am Anfang oder Ende des Gutachtens und dann nur diese Seite unterschrieben.

Verwendung von Herstellerunterlagen als Bauvorlagen

Sofern standardisierte Herstellerunterlagen verwendet werden, ist folgendes zu beachten:
· Sofern eine Unterlage ohne genaue Konkretisierung (gesonderte einzelfallbezogene Erklärung in diesem Kapitel) vorgelegt wird, ist davon auszugehen, dass das in dieser Unterlage beschriebene Merkmal Gegenstand der Planung ist. Häufiges Beispiel: bei Beifügung von technischen Unterlagen zum Eisabwurf ist ohne Konkretisierung davon auszugehen, dass die beschriebenen Einrichtungen/Vorkehrungen bei allen Anlagen vorgenommen werden sollen. Es wird dann also nicht mehr geprüft, ob diese Einrichtung evtl. an einer der Anlagen nicht erforderlich ist (man darf ja z.B. aus Vorsorgegründen durchaus mehr machen als man zwingend muss).
· Sofern eine Unterlage verschiedene Varianten enthält, ist verbindlich anzugeben (gesonderte einzelfallbezogene Erklärung in diesem Kapitel oder Streichung von Varianten), welche Variante zur Ausführung kommen soll. Beispiel: Herstellerunterlage zur möglichen Kennzeichnung von Windrädern (ggfls. empfiehlt sich hierzu eine vorherige Abstimmung mit der Luftfahrtbehörde und dem Naturschutz).

Mehrere Anträge eines Antragstellers für einen Park

Sofern ein Windpark aus welchen Gründen auch immer (das ist nicht arbeitssparend für uns und damit haben wir auch kein Problem damit, dass das zweifelsfrei nach den Gebührenordnungen auch nicht gebührensparend ist) in unterschiedliche, aber zeitgleich eingereichte Anträge aufgeteilt wird, sind alle identischen Unterlagen (also i.d.R. z.B. die Fachgutachten) mit „GS“ (gemeinsam) zu kennzeichnen – aber für alle Anträge vorzulegen. 

Sofern mehrere Anträge gleichzeitig gestellt werden, ist klar die Reihenfolge der Anträge untereinander zu definieren (es gibt durchaus Punkte wie Abschaltautomatiken, Höhe Ersatzgeld, wo das relevant ist). Dabei ist es nicht möglich, sich unterschiedliche Reihenfolgen für unterschiedliche Aspekte zu wählen (also nicht für jeden Aspekt die jeweils positivste Regelung).

verschiedene Antragsteller innerhalb eines Parks

Natürlich ist es trotz des vorherigen Kapitels auch möglich, dass Verfahren unterschiedlicher Antragsteller parallel durchgeführt werden. Das ist dann sogar eine Arbeitsersparnis, wenn diese Verfahren zeitgleich eingehen, so dass es möglich ist, die Behörden- und die ggfls. erforderliche Öffentlichkeitsbeteiligung parallel gemeinsam durchzuführen. Auch können dann statt mehrerer Gutachten nur eins erstellt werden. Auch hier gilt dann aber der letzte Absatz des vorherigen Kapitels. 

Alternativ ist die Bildung einer Bauherrengemeinschaft – wie z.B. „Kooperation EnergieXYZ GmbH und WindABC AG, vertreten durch die WindABC AG,….“.

Vorschüsse

Die Bearbeitung der Anträge wird von der Zahlung von Kostenvorschüssen abhängig gemacht. Diese betragen derzeit:
· vor Vollständigkeitsprüfung: 10.000 €/Anlage
· vor Aushändigung der Genehmigung: vollständiger Restbetrag (geschätzt, zumal einige Kosten wie die Kosten der Veröffentlichung der Genehmigung erst nach Erteilung der Genehmigung anfallen)

Zeitschiene

Die Bearbeitungsdauer eines Antrags ist stark von der Vollständigkeit eines Antrags abhängig. Dazu gehört nicht nur die quantitative, sondern insbesondere auch die qualitative Vollständigkeit gerade von Gutachten; daher wird eine frühzeitige Abstimmung der Gutachten und darin enthaltener Maßnahmen (insbesondere Naturschutz, Lärm/Schatten, Wasser) mit den Fachämtern ausdrücklich empfohlen.

Bearbeitungs- und Entscheidungsfristen

In Anbetracht der angestrebten Verfahrensbeschleunigung durch Verkürzung der Bearbeitungs- und Entscheidungsfristen behördenseits sowie der Anweisung des MU-SEE, dass die geltenden Fristen auch von den Antragstellern strikt einzuhalten sind, gelten gem. § 10 Abs. 6a BImSchG folgende Entscheidungsfristen ab Vollständigkeit der Antragsunterlagen: 
· für das vereinfachte Verfahren: 3 Monate
· für das förmliche Verfahren: 7 Monate
Diese Frist kann von der Behörde einmalig um bis zu 3 Monate verlängert werden, darüber hinaus ist eine Fristverlängerung vom Antragsteller zu beantragen. Dazu gibt’s inzwischen auch Berichtspflichten der Behörden gegenüber dem MU.

Diese Fristen bedeuten allerdings lediglich, dass bei Ablauf dieser Frist über den Antrag entschieden werden muss, hingegen nicht, dass eine Genehmigung ergeht. Insofern wird der Antrag kostenpflichtig abgelehnt bei Nichtgenehmigungsfähigkeit (sofern z.B. noch Gutachten nachzubessern oder Baulasten vorzulegen sind), sofern keine Fristverlängerung nach § 10 Abs. 6a BImSchG beantragt wird.

Des Weiteren soll ein Antrag gem. § 20 Abs. 2 S. 2 der 9. BImSchV abgelehnt werden, sofern nachgeforderte Unterlagen nicht innerhalb von maximal 3 Monaten nachgereicht werden. Dies ist vor allem vor dem Hintergrund der Vollständigkeitsprüfung i.S.d. § 7 der 9. BImSchV zu berücksichtigen und dass hierbei teilweise Anträge eingereicht wurden, obwohl noch ganze Gutachten fehlten.

Baulasten:

Aus den leider fast immer schlechten Erfahrungen der letzten Jahre:

Auch wenn die privatrechtliche Verfügbarkeit der Grundstücke im Genehmigungsverfahren nicht geprüft wird, ist es natürlich erforderlich, dass der Zugriff für alle mit Baulasten zu belastenden Grundstücke möglich ist. Es ist nicht verfahrensbeschleunigend, wenn (alles leider ständige Praxis)
· der Rotor über Nachbargrundstücke streicht (formeljuristisch ist damit ein Baugrundstück) und der Nachbar möchte keine Zusammenschreibungsbaulast erklären.
· andere Grundstücke für was auch immer (insbesondere Zuwegung) genutzt werden sollen.
· z.B. Ausgleichsmaßnahmen auf Grundstücken geplant werden und der Eigentümer dann erst bei der erforderlichen Baulasterklärung erfährt, was denn geplant ist und er das dann doch nicht mehr möchte. 
Auch gibt es Stellen (z.B. Kirchen), bei denen man auf Grund innerer Zuständigkeitsstrukturen eher mit mehreren Monaten für die Zustimmung rechnen muss. 

Da niemand öffentlich-rechtlich zur Abgabe einer Baulast verpflichtet ist, können Baulasten von uns auch nicht vom Baulastübernehmer eingefordert werden – im Gegenteil: die Baulastübernehmer werden von uns beraten, dass sie öffentlich-rechtlich nicht verpflichtet sind, Baulasten zu erklären.

Trotzdem sollten Baulasten nicht vor Antragseingang, sondern erst mit Einleitung der Öffentlichkeitsbeteiligung vorgelegt werden – was nicht heißt, dass sie nicht vorher erklärt werden dürfen! Die Erfahrung hat leider gezeigt, dass viele Baulasten formell und/oder materiell rechtswidrig erklärt werden (was damit zu tun haben kann, dass Notaren und Vermessungsbüros eigentlich nur die Unterschriften beglaubigen müssen); in diesen Fällen haben einige Antragsteller mit einer von den Eigentümern erklärten Generalvollmacht gute Erfahrungen gemacht. 

Zur Vorbereitung der Baulasten sollte unbedingt die Datei „04 Übersicht Baulasten…“ genutzt werden. Sie bedeutet zwar auf den ersten Blick zusätzliche Arbeit, trägt aber zweifelsfrei zur vollständigen Vorlage zumindest formell richtiger Baulasten bei. 
 
Digitale Unterlagen

Bitte die Unterlagen wg. der Dateigröße und der sonst verlorengehenden Suchfunktion nicht einscannen, sondern über einen creator ausdrucken oder die Datei konvertieren. Nummerierung der Dateien entsprechend Inhaltsverzeichnis (1. Zahl bitte 2-stellig – also nicht „1 Antrag“ sondern „01 Antrag“). Dies gilt auch für die von Gutachtern erstellten Unterlagen – gerade bei diesen wäre es schön, wenn der Stand des Gutachtens auch im Dateinamen auftaucht.

Da unser Fachprogramm derzeit ohnehin keine Unterordner kann, bitte keine Unterordner bilden, sondern Strukturen durch Dateinamen entsprechend der Nummerierung im Inhaltsverzeichnis bilden (also z.B. „12.01.01 Bauantrag“). Bei mehreren Anträgen/Park bitte gemeinsame Dateien mit dem Kürzel „GS“ ergänzen, also „13.01 GS-LBP“.

Mailverkehr

Die eingehenden Stellungnahmen von Fachdienststellen werden umgehend per Mail übersandt und im Fachprogramm für alle Beteiligten online gestellt. Das birgt allerdings das Risiko, dass diese Stellungnahmen noch nicht abschließend bewertet sind (was insbesondere im Hinblick auf widersprechende Stellungnahmen anderer Fachdienststellen ein Problem darstellen kann). Mailverkehr empfiehlt sich außerdem zur Abstimmung von umfangreichen Fachgutachten mit den Fachämtern.
[image: ]
Neben den persönlichen Adressen der Mitarbeitenden gibt es auch die Funktionsadresse windenergie@lk-row.de, die man nutzen sollte, wenn man die konkrete Ansprechperson noch nicht kennt. Nicht erforderlich dagegen ist eine parallele Übersendung, da es gegenseitige Zugriffsrechte auf die Mailkonten gibt.

Mailverkehr für förmliche Schreiben (z.B. Widerspruch, Antrag) ist ausschließlich mit signierten Mails möglich! 
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